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Abstract
We  compared  a  national  representative  sample  of  about
2,000 respondents in Austria with the data collected in the
1996  ALLBUS  survey  in  order  to  analyze  perceptions  and
knowledge of the size and background of the foreigner popu-
lations in eastern and western Germany and Austria with the
aim of ascertaining the extent and possible causes of xeno-
phobia  and  the  distance  shown  toward  foreigners  in  Ger-
many and Austria.
The results indicate that acquaintance with and personal ex-
perience shape opinions about the size of the foreign popula-
tion. The findings show that people in eastern and western
Germany  and  in  Austria  support  restrictive  immigration
policies, and in both countries xenophobic tendencies create
strong potential for conflict in the context of migration.
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Themenschwerpunkt „Europa von Rechts?“ 

Gustav Lebhart und Rainer Münz 

Einstellungen zu Ausländern und zum Thema Migration 
in Deutschland und Österreich  

1. Migration nach Europa 
Im Laufe des 20. Jahrhunderts wurde Europa von einer Auswande-
rungsregion zu einem Kontinent, in dem Einwanderung überwiegt. 
Dies hat zuerst die Gesellschaften Nord- und Westeuropas, seit den 
80er Jahren auch jene Südeuropas verändert. Durch Zuwanderung 
wurden sie ethnisch und religiös heterogener. Dies gilt insbesondere 
für städtische Agglomerationen. Seit den 90er Jahren ist eine ähnliche 
Entwicklung auch in einigen Ländern Ostmittel- und Osteuropas zu 
beobachten. Auch sie wurden zum Ziel von Migranten.  

Trotz der schon in den 60er Jahren einsetzenden Zuwanderung wa-
ren Migration und Migrationspolitik in den EU-Ländern bis in die spä-
ten 80er Jahre keine Themen, die eine breitere Öffentlichkeit be-
wegten. Erst mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und der neuen Reise-
freiheit für die Bewohner der östlichen Hälfte Europas, aber auch durch 
die große Zahl von Kriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien 
wurden reguläre ausländische Migranten, Asylbewerber und Flücht-
linge zu einem zentralen Thema der europäischen Innenpolitik. Tat-
sächlich dürfte die beträchtliche Zuwanderung nach Europa in den spä-
ten 80er und frühen 90er Jahren nur eine von mehreren Ursachen für 
diese Kontroversen gewesen sein. Daneben geht es zweifellos auch um 
diffuses Unbehagen gegenüber Internationalisierung und Globali-
sierung von Wirtschaft und Gesellschaft, kollektive Ängste vor zukünf-
tigen Völkerwanderungen, um Sorgen angesichts beschleunigter Mo-
dernisierungsprozesse und dem damit verbundenen potenziellen Ver-
lust an Sicherheit, Arbeit und Einkommen.  

Tatsächlich löste das Ende der politischen Spaltung Europas eine 
Wanderung von unerwarteter Größe aus. Allein zwischen 1989 und 
1992 verließen mehr als vier Millionen Europäer ihre Heimatländer. 
Weitere drei Millionen verloren durch Krieg und ethnische Säuberun-
gen vor allem in Bosnien-Herzegowina und in Kroatien ihre Heimat. 
Dies ist einer der Hauptgründe dafür, dass die Euphorie über das Ende 
des Kalten Krieges verflog, und die Vision eines Europas ohne Grenzen 
zumindest im Westen rasch verblasste. Bei vielen Westeuropäern 
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wuchs statt dessen rasch der Wunsch, die Grenzen wieder zu schlie-
ßen. Rechtspopulistische Bewegungen und „Anti-Einwanderungs-
parteien“ erhielten in Europa neuen Zulauf.  

In Deutschland hatte insbesondere die rechtsextreme Partei „Natio-
naldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD) in den 80er Jahren vom 
allgemeinen Aufschwung der rechten Parteien profitiert. Der Wahl-
kampf der NPD 1980 wurde unter der Parole „Ausländerstopp – 
Deutschland den Deutschen“ geführt. In den 90er Jahren konnte die 
NPD insbesondere in den neuen Bundesländern ihren Stimmenanteil 
kräftig erhöhen. Auch die „Deutsche Volksunion“ (DVU) erzielte 1998 
in Sachsen-Anhalt mit 12,9% einen deutlichen Stimmenzuwachs. Ähn-
lich wie bei der NPD weist die DVU einen aggressiven Nationalismus 
mit fremdenfeindlichen Elementen auf.  

Durch die Zuwanderung nach Österreich zu Beginn der 90er Jahre 
wurde das Ausländerthema für die „Freiheitliche Partei Österreich“ 
(FPÖ) zum bevorzugten Politikfeld. Das Ausländervolksbegehren von 
1993, unter dem Titel „Österreich zuerst“, war ein Versuch, Ethno-
zentrismus und Fremdenfeindlichkeit in Wählerstimmen umzusetzen. 

In der Schweiz wurde Mitte der 90er Jahre die „Nationale Initiative 
Schweiz“ (NIS) gegründet. Diese Partei verlangt unter anderem eine 
sofortige Aufhebung der Antirassismus-Strafnorm, einen „sofortigen 
Einwanderungs- und Einbürgerungsstopp“ und eine „Verringerung der 
(ausländischen) Überbevölkerung“.

In Frankreich erlebte der „Front National“ (FN) bereits in den 80er 
Jahren einen beträchtlichen Aufschwung und zählt neben der FPÖ zu 
den erfolgreichen rechtspopulistischen Parteien Europas. Der Aufstieg 
des FN liegt u. a. darin begründet, dass seit den 80ern ein gegen Zu-
wanderern gerichteter Diskurs stattfindet, wobei nationalistische und 
fremdenfeindliche Parolen mit sozialpolitischen Themen vermischt 
werden.  

Auch in Belgien zeigte sich in den letzten Jahren zunehmend eine 
verstärkte Intoleranz gegenüber ausländischen Bevölkerungsgruppen, 
was von der rechtspopulistischen Partei „Vlaams Blok“ insbesondere zu 
Wahlkampfzeiten genutzt wird. Ihre Broschüren und Flugblätter kon-
zentrieren sich auf fremdenfeindliche Schlagworte („Einfall in das 
Land“) und greifen in erster Linie Asylbewerber und Immigranten an.  

Die geopolitische Lage der Länder Europas ist für die Einschätzung 
des internationalen Migrationsgeschehens ebenfalls von großer Be-
deutung. In Ländern wie Frankreich, Belgien und – seit den späten 
80er Jahren – auch Italien und Spanien geht es um Zuwanderung aus 
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Nordafrika. In Deutschland, Österreich und Skandinavien gilt die 
Hauptsorge hingegen einer verstärkten Zuwanderung aus der östlichen 
Hälfte Europas. Geteilt werden diese Sorgen neuerdings auch von Län-
dern wie der Tschechischen Republik, Ungarn und Polen. Die demo-
graphische Konsequenz dieser Entwicklung war und ist der in fast allen 
Staaten Europas gestiegene Anteil der ausländischen Bevölkerung (sie-
he Abb. 1).  

Gegenwärtig leben in Westeuropa insgesamt 20 Millionen Auslän-
der, darunter zwei Drittel, die nicht aus einem anderen EU-/EWR-Staat 
(Drittstaaten) stammen. Andere sind zwar ausländischer Herkunft, 
wurden aber eingebürgert. Europa ist durch diese Zuwanderung eth-
nisch und sprachlich heterogener geworden. Im günstigsten Fall ver-
läuft Zuwanderung als positiver Prozess, der sowohl den Gesellschaften 
der Zielländer als auch den Zuwanderern Vorteile bringt. Somit können 
sich unter Umständen positive Einstellungen gegenüber den „Frem-
den“ verstärken und mögliche Konfliktpotenziale entschärfen. Im un-
günstigsten Fall wird Zuwanderung als Belastung für das soziale und 
kulturelle System angesehen und so zum Ausgangspunkt von Konflik-
ten zwischen „Einheimischen“ und „Fremden“. Fremdenfeindlichkeit, 
Chauvinismus, Rechtsextremismus und Rassismus sind nur einige der 
damit verbundenen Manifestationen dieses Konflikts.  

2. Zuwanderung nach Deutschland und Österreich – Realität und 
subjektive Wahrnehmung 
Flucht und Vertreibung aus Ostmitteleuropa führten am Ende des 
Zweiten Weltkriegs und in den Jahren unmittelbar danach zur größten 
Zuwanderungswelle des 20. Jahrhunderts. Fast zwölf Millionen Vertrie-
bene kamen in das besetzte Deutschland. Auch das wiedererrichtete 
Österreich nahm ca. 420.000 Vertriebene auf, bürgerte allerdings – im 
Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland und zur DDR – die Mehr-
zahl von ihnen nicht sofort ein. Daher hatte Österreich zu Beginn der 
50er Jahre ca. 320.000 ausländische bzw. staatenlose Einwohner. Der 
Ausländeranteil von 4,6% war damals einer der höchsten in Europa. 
Mit der Einbürgerung der Vertriebenen im Jahre 1953 sank die Auslän-
derzahl in Österreich unter 100.000 (Ausländeranteil 1961: 1,4%). In 
den 50er Jahren lag der Ausländeranteil in der BRD und der DDR e-
benfalls auf einem sehr niedrigen Niveau. Mit den ersten Anwerbeab-
kommen von Arbeitsmigranten erhöhten sich jedoch Zahl und Anteil 
der Ausländer sowohl in Westdeutschland als auch in Österreich. Nach 
dem Rekrutierungsstopp 1973 (BRD) bzw. 1974 (Ö) kehrte ein Teil  
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Abbildung 1: Anteil der Ausländer (Gesamt und Nicht-EU-Ausländer) an der  
Wohnbevölkerung westeuropäischer Staaten 1987 und 1998 (Angaben in Prozent) 

Anmerkung: keine empirischen Daten für Frankreich.  
Quelle: Eurostat Migration Statistics 1999 und eigene Berechnungen.  
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der ausländischen Arbeitskräfte in die Herkunftsländer zurück. Durch 
den einsetzenden Familiennachzug blieb der Ausländeranteil in beiden 
Ländern gleichzeitig jedoch konstant.  

Seit Ende der 80er Jahre stieg die Ausländerquote in der Bundesre-
publik Deutschland und in Österreich wieder an und lag am Ende der 
90er Jahre in beiden Staaten bei etwa 9% (siehe Abb. 1). In Deutsch-
land erfolgte dieser Zuwachs fast ausschließlich in den alten Bundes-
ländern. In Ostdeutschland dagegen lag der Ausländeranteil 1991 noch 
relativ deutlich unter 1%. Auch Ende der 90er Jahre lag der Ausländer-
anteil in den neuen Bundesländern mit knapp 2% erheblich unter dem 
Bundesdurchschnitt. Sowohl in Deutschland als auch in Österreich zei-
gen sich darüber hinaus regionale und siedlungsstrukturelle Unter-
schiede. In beiden Ländern lebt die ausländische Bevölkerung über-
wiegend in urbanen Agglomerationszentren. 

Die Ergebnisse des ALLBUS1 von 1996 sowie eine von uns 1998 in 
Österreich durchgeführte Befragung2 bestätigen, dass den Befragten 
Zahl und Anteil der im Land lebenden Ausländer mehrheitlich nicht 
bekannt sind (Tab. 1). Doch es gibt einen erheblichen Unterschied: 
Während der Ausländeranteil in Westdeutschland von etwa 41% und 
in Ostdeutschland von einem Drittel (34%) der Befragten deutlich ü-
berschätzt wird, ist dies in Österreich kaum der Fall. Dort wird die Zahl 
der Ausländer in Österreich von fast der Hälfte (1998: 48%) der Be-
fragten deutlich unterschätzt. Der Prozentsatz derer, die die Größe der 
Ausländerpopulation in Österreich überschätzen, beträgt hingegen nur 
13%. Sowohl in Ost- und Westdeutschland (26% bzw. 24%) als auch 
in Österreich (23%) dürfte ein Viertel der Befragten über die ungefähre 
Größe der im Lande lebenden ausländischen Bevölkerung eini-
germaßen Bescheid wissen.

Nicht alle Befragten in Deutschland und Österreich sind im Alltag 
persönlich mit ausländischen Mitbürgern konfrontiert. Ein Drittel der 
Bevölkerung in Westdeutschland (30%) und rund ein Viertel der Be-
fragten in Österreich (26%) geben an, in einem weitgehend „auslän-
derfreien“ Wohnumfeld zu leben. In Ostdeutschland sind rund zwei 

                                                          
1 Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften des Mannheimer Zentrums 

für Umfragen, Methoden und Analysen. Analysiert wurden in der vorliegenden Unter-
suchung die Einstellung deutscher Staatsbürger im Alter zwischen 18 und 75 Jahren 
(Westdeutschland: N = 2454; Ostdeutschland: N = 640). 

2 Die Studie beruht auf einer Repräsentativerhebung, die 1998 im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und Verkehr durchgeführt wurde. Befragt wurde eine 
repräsentative Auswahl von 2.000 Österreichern im Alter zwischen 15 und 75 Jahren. 
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Drittel der Bevölkerung (71%) ohne ausländische Nachbarn. Etwa je-
de/r zweite Befragte in Westdeutschland (53%) und Österreich (55%) 
aber nur etwa ein Viertel der ostdeutschen Befragten (26%) gibt an, 
einige Ausländer im eigenen Wohnumfeld zu haben. Jede/r Sechste in 
Westdeutschland (17%) und Österreich (15%) und eine sehr kleine 
Minderheit der Befragten in Ostdeutschland (3%) lebt in einem Um-
feld, in dem viele Ausländer wohnen oder die Ausländer sogar über-
wiegen. 

Wie die Analyse zeigt, besteht zwischen dem Ausländeranteil in der 
eigenen Wohnumgebung und der Schätzung des landesweiten Aus-
länderanteils sowie der subjektiven Bewertung dieser Größe ein gewis-
ser Zusammenhang (Tabelle 1). Von jenen, in deren Umfeld viele oder 
sehr viele Ausländer wohnen, überschätzt etwa die Hälfte in Ost- und 
Westdeutschland (52% bzw. 47%) die Zahl der in Deutschland leben-
den Ausländer. In Österreich sind es dagegen nur 21%. Interessanter-
weise zeigt sich, dass in jenen Wohnumgebungen, wo einige oder gar 
keine Ausländer leben, nur eine Minderheit in Westdeutschland (7% 
bzw. 5%), aber die Hälfte der österreichischen Bevölkerung (51% bzw. 
50%) den Ausländeranteil unterschätzt. Von jenen Befragten, in deren 
Wohnumgebung keine Ausländer leben, überschätzen den Ausländer-
anteil etwa vier von zehn Befragten in den alten (41%) und jeder Dritte 
(33%) in den neuen Bundesländern. 

Ein systematischer Zusammenhang zwischen den regional unter-
schiedlichen Schätzungen der Zahl der Ausländer und dem Anteil der 
ausländischen Bevölkerung im jeweiligen Bundesland ist in beiden Län-
dern nicht erkennbar. Überschätzt wird die Zahl der Ausländer sowohl 
in Hamburg, dem Bundesland mit dem höchsten Ausländeranteil 
(1998: 18,2% der Wohnbevölkerung), von einem Drittel der Befragten 
(37%). Dies gilt jedoch auch für ein Drittel der Befragten in Thüringen 
(36%), dem Bundesland mit dem geringsten Ausländeranteil (1998: 
1,1% der Wohnbevölkerung). Entsprechendes zeigt sich mit umge-
kehrten Vorzeichen in Österreich. Obwohl die Bundesländer Wien 
(1998: 17,6%), Vorarlberg (1998: 13,9%) und Salzburg (1998: 11,8%) 
einen dreimal so hohen Ausländeranteil haben wie die Bundesländer 
Burgenland, Kärnten und Steiermark (1998: 4 bis 5%), unterschätzen 
in allen Regionen vier bis sechs von zehn Befragten die Zahl der in Ös-
terreich lebenden Ausländer (Lebhart/Münz 1999a). 

Die Überschätzung des Ausländeranteils in Deutschland hängt zum 
Teil mit der Diskussion um Ausländer und Zuwanderung in Politik und 
den Medien zusammen. Auch in Österreich steht die „Fehleinschätz-
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ung“ in engem Zusammenhang mit den öffentlichen politischen Kon-
troversen rund um diese Thema. Doch anders als in Deutschland führt 
die „Unwissenheit“ der österreichischen Bevölkerung zu einer deutli-
chen Unterschätzung der Ausländerzahl. Doch ihre subjektive Einschät-
zung zur Zahl der Ausländer in Österreich ist eindeutig: Fast die Hälfte 
der österreichischen Bevölkerung (47%) ist der Auffassung, es gäbe be-
reits zu viele Ausländer in Österreich (Lebhart/Münz 1999a). Sowohl in 
Deutschland als auch in Österreich wird somit ein Mangel an objek-
tiven Informationen deutlich. Zugleich gibt es Effekte der sozioökono-
mischen Lage der Befragten. Jene die die „drohende“ Konkurrenz zwi-
schen In- und Ausländern auf dem Arbeitsmarkt und im Sozialbereich 
befürchten, sind vor allem ältere Arbeitnehmer und Personen unterer 
Bildungs- und Berufsschichten.  

Entscheidend in dieser Thematik scheint aber Folgendes zu sein:
Durch das Informationsdefizit kann (rechtspopulistische) Politik mani-
pulativ mit der Ausländerfrage umgehen. Gleichzeitig bestehen Be-
drohungsängste, die sich relativ unabhängig von der empirischen Rea-
lität bilden. An beiden Punkten muss eine vorausschauende Migrati-
onspolitik ansetzen. 

3. Zuwanderungspräferenzen 
Angesichts der starken Zunahme der ausländischen Bevölkerung seit 
Mitte der 80er Jahre (1985 bis 1998: Deutschland +64%; Österreich 
+144%) ist die Frage nach der Begrenzung der Zuwanderung in beiden 
Staaten fester Bestandteil öffentlicher Diskussionen und Gegenstand 
heftiger innenpolitischer Kontroversen. Zugleich unternahmen beide 
Länder seit den frühen 90er Jahren deutliche Schritte in Richtung einer 
Beschränkung von Asyl und Zuwanderung und einer strengeren Aus-
wahl zukünftiger Zuwanderer.  

Mit Blick auf das Spektrum, die Eigenschaften und die Herkunft zu-
künftiger Migranten lässt sich sagen, wie der Zuzug von Asylsuchen-
den, von EU-Bürgern und von Personen aus den Nicht-EU-Ländern in 
beiden Ländern nach Ansicht der Befragten zukünftig geregelt werden 
sollte. Die Ergebnisse zeigen, dass nur ein Fünftel der deutschen Bevöl-
kerung (Westdeutschland: 21%; Ostdeutschland: 21%) und ein Zehntel 
der Österreicher (10%) die Meinung vertritt, dass der Zuzug für Asylsu-
chende ganz unterbunden werden sollte. Viel stärker zeigt sich die Ab-
lehnung beim Zuzug aus Drittstaaten, wo etwa ein Drittel der West-
deutschen (32%) und Viertel der österreichischen Bevölkerung (25%) 
für einen Zuwanderungsstopp eintreten. In den neuen Bundes-
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Tabelle 1: Wissen über die Ausländerzahl nach Ausländeranteil in der eigenen  
Wohnumgebung 

Ausländer in der eigenen Wohnumgebung 

überwiegend bzw. 
viele Ausländer 

einige  
Ausländer

keine
Ausländer insgesamt 

WD OD Ö WD OD Ö WD OD Ö W
D

OD Ö

 in ..... % der Befragten 

unter-
schätzt 5 – 34 7 – 51 5 – 50 6 – 48 

realistisch 19 13 31 26 25 23 22 27 20 24 26 23 

über-
schätzt 47 52 21 39 36 10 41 33 13 41 34 13 

weiß nicht 30 36 14 28 39 16 32 40 17 29 40 16 

A
us

lä
nd

er
za

hl
 u

nd
 -

an
te

il

zusammen 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100

in % 17 3 15 53 26 55 30 71 26 100 100 100

Anmerkung: Alle Prozentangaben enthalten Gewichtungsvariablen, die die Disproportionali-
tät der Stichproben in den Bundesländern ausgleicht. Skala für Österreich (Ö): unterschätzt: 
bis 500.000; realistisch 600.000 bis 900.000; überschätzt: 1 Million und mehr. Skala für 
Westdeutschland (WD): unterschätzt 1 bis 5%; realistisch 6 bis 10%; überschätzt: 11% 
und mehr. Skala für Ostdeutschland (OD): realistisch: 1 bis 5%; überschätzt: 6% und mehr. 
Die Tabelle weist für Österreich jene Personen nicht aus, von denen für eine der beiden Fra-
gen keine Angaben vorliegen. Aufgrund der Gewichtung sind Rundungsdifferenzen möglich.
Quelle: ALLBUS 1996 eigene Berechnungen; eigene Erhebung 1998 für Österreich.
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ländern dagegen lehnt jede/r Zweite (49%) einen Zuzug aus dem 
Nicht-EU-Raum kategorisch ab. Bemerkenswert ist zudem, dass sechs 
von zehn Befragten in Deutschland und Österreich eine Begrenzung 
des Zuzugs sowohl aus dem EU-Raum (WD: 55%; OD: 51%; Ö: 59%), 
als auch für Asylsuchende (WD: 66%; OD: 67%; Ö: 65%) und für Per-
sonen aus Drittstaaten (WD: 60%; OD: 47%; Ö: 65%) fordern. 
Zugleich akzeptiert nur ein Drittel der Westdeutschen (33%), ein Vier-
tel (26%) der österreichischen Bevölkerung und nur jede/r zehnte Ost-
deutsche (11%) die Freizügigkeit für Bürger anderer EU-Staaten.  

Obwohl es im Prinzip für alle Bürger der Europäischen Union Nie-
derlassungsfreiheit und einen freien Zugang zum Arbeitsmarkt gibt, 
plädiert ein beträchtlicher Teil der deutschen und österreichischen Be-
völkerung für eine Zuwanderungsbegrenzung auch für Personen aus 
dem EU-Raum. Am stärksten ist der Wunsch nach einem Zuwande-
rungsstopp für EU-Bürger (38%) und Drittausländer (49%) in Ost-
deutschland. Die Ergebnisse belegen, dass in beiden Ländern mit zu-
nehmendem Alter der Befragten der Anteil derer abnimmt, die ein 
Niederlassungsrecht für EU-Bürger befürworten. Unterschiede lassen 
sich ebenfalls nach beruflicher Tätigkeit, Einkommenssituation, Schul-
bildung und regionaler Herkunft erkennen. Mit höherer Berufsposition, 
besserer Schulbildung und höherem Pro-Kopf-Einkommen zeigt sich 
auch eine höhere Akzeptanz gegenüber einer Freizügigkeit für EU-Bür-
ger. 

Tabelle 2: Einstellungen zum zukünftigen Migrationsspektrum 

Uneingeschränkt Zuzug begrenzen unterbinden 

WD OD Ö WD OD Ö WD OD Ö 

 in ..... % der Befragten 

EU-Bürger 33 11 26 55 51 59 12 38 8 

Nicht-EU-Bürger 9 4 5 60 47 65 32 49 25 

Asylsuchende 13 12 21 66 67 65 21 21 10 

          
Anmerkung: Rest auf 100% für Österreich: keine Angaben oder weiß nicht.  
Quelle: ALLBUS 1996 eigene Berechnungen; eigene Erhebung 1998 für Österreich. 
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Skepsis gegenüber Ausländern und zukünftigen Immigranten oder de-
ren Ablehnung sind in der Regel mit Identitätsfragen verbunden. Das 
führt zu Abgrenzungsversuchen. Zugleich scheint das Schlagwort „Zu-
wanderung“ bei vielen die Befürchtung auszulösen, die eigene Kultur 
und somit einen Teil der eigenen Identität zu verlieren. Aber Ausländer 
und potenzielle Zuwanderer werden auch als Konkurrenten um Ar-
beitsplätze angesehen. Restriktive Asyl- und Zuwanderungsgesetze, 
verschärfte arbeitsmarktrechtliche Bestimmungen sowie fehlende In-
tegrationskonzepte erzeugen überdies ein Klima, das Integration er-
schwert und ausländische Zuwanderer als Gruppe erscheinen lässt, die 
auch einem Teil der staatlichen Institutionen als „gefährlich“ oder be-
sonders „kontrollbedürftig“ erscheint.  

Die Ergebnisse machen deutlich, dass Zuwanderung nach Deutsch-
land und Österreich nach wie vor ein politisches Konfliktfeld darstellt. 
Dieses Konfliktfeld ist zu Beginn des 21. Jahrhunderts jedoch vor dem 
Hintergrund neuer Entwicklungen zu sehen: Es geht nicht mehr bloß 
um Abschottung, sondern verstärkt um die Organisation zukünftiger 
Zuwanderung im nationalen Eigeninteresse der Zielländer – eine Wen-
de, die auch mit der Alterung und Schrumpfung der einheimischen Be-
völkerungen zu tun hat. Heftig diskutiert wird ferner jene zukünftige 
Einwanderung, die sich möglicherweise durch die Öffnung der Grenzen 
der Europäischen Union gegenüber den ostmitteleuropäischen Bei-
trittskandidaten ergibt. 

4. Determinanten der Fremdenfeindlichkeit  
Manifeste fremdenfeindliche Gewalt mit mehr oder weniger eindeuti-
gem rechtsextremen Hintergrund verstellt leicht den Blick auf die sub-
tilen Formen alltäglicher Ausgrenzung und Diskriminierung gegenüber 
„Fremden“. Sie lässt uns freilich auch übersehen, dass es in beiden 
Ländern eine Tradition der Hilfsbereitschaft insbesondere gegenüber 
Flüchtlingen gibt. Charakteristisch für die Gegenwart ist somit ein wi-
dersprüchliches Bild.  

Auf der Grundlage von zustimmenden oder ablehnenden Antwor-
ten auf vier vorgegebene Forderungen1 können negative Einstellungen 
                                                          
1 (a) „Die in Deutschland (Österreich) lebenden Ausländer sollten ihren Lebensstil besser 

an den der Deutschen (Österreicher) anpassen“, (b) „Die in Deutschland (Österreich) 
lebenden Ausländer sollten nach Hause geschickt werden, wenn Arbeitsplätze knapp 
werden“, (c) „Den in Deutschland (Österreich) lebenden Ausländern sollte jede politi-
sche Betätigung untersagt werden“ und (d) „Die in Deutschland (Österreich) lebenden 
Ausländer sollten unter sich heiraten (bzw. für Österreich: ... ihren Ehepartner unter ih-
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und Tendenzen der Ausländerablehnung untersucht werden. Drei die-
ser vier „Ausländerfragen“ zielen auf Forderungen, deren diskriminie-
render Inhalt offensichtlich ist. Mit Ausnahme der Forderung nach 
„mehr Lebensstilanpassung“ beinhalten sie die klare Forderung nach 
Einschränkungen in den Arbeits- und Erwerbsmöglichkeiten, der politi-
schen Beteiligung und öffentlichen Meinungsäußerung sowie der Part-
nerwahl und des eigenen Familienlebens. Als Rechtfertigung dient je-
weils die fremde Staatsbürgerschaft. Dies kann auch als Diskriminie-
rung durch ethnische Grenzziehungen2 interpretiert werden. Obwohl 
angenommen werden kann, dass räumliche und soziale Mobilität die 
Bedeutung traditionelle Identitäten3 tendenziell verringern, bedeutet 
dies keineswegs mehr Offenheit für Neues. Angst vor „fremder Kultur“ 
ist eng mit dem drohenden Bedeutungsverlust traditioneller Milieus 
und sozialer Gruppen verbunden. Ausländer werden teils über ihre 
Staatsbürgerschaft, teils durch ihre „fremde Kultur“ definiert. Ab-
grenzung dient aber auch der Identitätsbildung und der Stabilisierung 
von „Wir-Gruppen“. Die eigenen Wertvorstellungen, Denk- und Ver-
haltensmuster werden zum Maßstab gemacht, an dem sich das Ver-
halten von Fremden messen lassen muss. Zugleich ermöglicht dies den 
„Einheimischen“ die Distanzierung von den „Fremden“.  

Die Mehrheit der deutschen und österreichischen Bevölkerung ist 
der Auffassung, dass sich der Lebensstil zwischen den Einheimischen 
und den im Land lebenden Ausländern deutlich unterscheidet (Böltken 
2000; Lebhart/Münz 1999b). Die Forderung nach einer Anpassung des 
Lebensstils der Ausländer hängt bis zu einem gewissen Grad von der 
jeweiligen Einschätzung der Differenz zwischen In- und Ausländern ab. 
Je stärker der Lebensstil der Ausländer als „andersartig“ empfunden 
wird, desto eher wird die Aufgabe dieses Lebensstils und damit wohl 
auch der ethnischen und kulturellen Eigenart gefordert. Im Wesentli-
chen erwartet die befragte einheimische Bevölkerung von den ansässi-
gen Ausländern eine Anpassung an den dortigen „Lebensstil“. Waren 
im Jahr 1996 nach der ALLBUS-Umfrage in der Bundesrepublik 

                                                                                                                               
ren eigenen Landsleuten suchen“). Nähere Erläuterungen bei Alba/Johnson 2000). 

2 Mit ethnischer Differenzierung sind Formen der Grenzziehung und Distanzierung ge-
meint, die im Kern auf Selbst- und/oder Fremdzuschreibungen kollektiver Zugehörig-
keiten und Eigenschaften beruhen (vgl. Banton 1997; Esser 1996; Ganter 1995). 

3 Traditionelle Identitäten sind u. a. gekennzeichnet durch soziokulturelle Gemein-
samkeiten von Gruppen, deren Mitglieder ein spezifisches soziales und kulturelles Erbe 
teilen, das von Generation zu Generation weitergegeben wird (vgl. Esser 1988). 
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Deutschland sechs von zehn Deutschen (WD: 58%; OD: 61%) dieser 
Auffassung, so zeigen die Ergebnisse für Österreich, dass drei Viertel 
der Befragten (77%) von den in Österreich lebenden Ausländern eine 
Anpassung ihres Lebensstils fordern. Während sich in den alten und 
neuen Bundesländern knapp ein Viertel (24% bzw. 25%) gegen eine 
Assimilation von Zuwanderern ausspricht, wird diese Position in Öster-
reich nur von einer kleinen Minderheit (9%) geteilt.

Vergleicht man die Einstellungen zu der Forderung: „Ausländer sol-
len nach Hause geschickt werden, wenn die Arbeitsplätze knapp wer-
den“, so zeigt sich: Vier von zehn der Befragten in Ostdeutschland 
(40%) und in Österreich (44%) vertreten die Meinung, dass Ausländer 
wieder nach Hause geschickt werden sollten, wenn im Inland die Ar-
beitsplätze knapp werden. In Westdeutschland spricht sich dagegen 
nur jede/r Vierte (24%) dafür aus, und mehr als die Hälfte (57%) lehnt 
diese Arbeitsmarktpolitik für Ausländer ab. Die hohe Zustimmung ist in 
Österreich – trotz im internationalen Vergleich niedriger Arbeitslosen-
raten – zum Teil auf die öffentliche Thematisierung von Arbeitslosigkeit 
zurückzuführen, während in Ostdeutschland durch steigende Arbeits-
losigkeit die ausländischen Arbeitnehmer und zukünftige Zuwanderer 
stärker als Konkurrenten auf dem Arbeitsmarkt betrachtet werden. Ein 
wesentliches Kriterium bei der Beurteilung dieser Einstellung scheint 
aber insbesondere die subjektiv wahrgenommene Interessenkonstella-
tion der Befragten zu sein. Und diese subjektiven Wahrnehmungen be-
ruhen zum Teil auf falschen Vorstellungen, etwa der weit verbreiteten 
Auffassung, man könne den Arbeitsmarkt durch Ausweisung von Aus-
ländern nachhaltig entlasten. Hier stellt sich natürlich die Frage, wie 
solche Meinungen zustande kommen. Es kann angenommen werden, 
dass sie weniger auf detaillierter Kenntnis empirischer Zusammen-
hänge, sondern auf leicht verfügbaren „Informationen“ aus zweiter 
Hand beruhen (Esser/Ganter 1998). 

Politische und soziale Rechte sind zentrale Strukturmerkmale demo-
kratischer Systeme. Sicherer Aufenthaltsstatus, politisches Mitsprache-
recht sowie soziale und rechtliche Gleichstellung kann nur durch den 
Erwerb der Staatsbürgerschaft gewährleistet werden. Von Einfluss auf 
die weitere Entwicklung der politischen und sozialen Rechte von Aus-
ländern ist zweifellos das Meinungsklima zu dieser Frage. Die Ergeb-
nisse belegen, dass in Österreich vier von zehn Befragten (42%) der 
Forderung zustimmen, ansässigen Ausländern jede politische Betäti-
gung zu untersagen. Nur jede/r dritte Befragte (35%) ist ausdrücklich 
gegen ein solches Verbot. In Deutschland lässt sich dagegen ein etwas 
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aufgeschlosseneres Einstellungsmuster erkennen: Nur etwa ein Drittel 
der Deutschen (WD: 35%, OD: 37%) ist dafür, Ausländer von jeglicher 
politischen Partizipation auszuschließen. Fast die Hälfte der befragten 
Deutschen (46%) ist gegen ein solches Verbot. Auch wenn daraus kei-
ne direkt integrationsrelevanten Schlüsse zu ziehen sind, doku-
mentieren die vorliegenden Ergebnisse relevante Einstellungen zur po-
litischen Gleichstellung bzw. Ungleichbehandlung von ausländischen 
Mitbürgern. 

Neben beruflichen und freiwilligen Kontakten sind vor allem Part-
nerschaften und Eheschließungen zwischen Einheimischen und Auslän-
dern ein Indiz für eine gelungene gesellschaftliche Integration. Die Er-
gebnisse belegen, dass nicht alle für eine solche Integration sind. Je-
de/r Fünfte in Westdeutschland (18%), jede/r vierte Befragte in Öster-
reich (24%), aber fast jede/r Dritte (28%) in den neuen Bundesländern 
ist gegen bi-nationale Ehen. In Westdeutschland ist das Meinungsklima 
in dieser Frage liberaler, denn gemischt-nationale Ehen in den alten 
Bundesländern finden eine höhere Zustimmung (70%) als in Ost-
deutschland (56%) oder Österreich (47%).

Tabelle 3: Ausländerablehnungsskala  

Zustimmung Neutral Ablehnung 

WD OD Ö WD OD Ö WD OD Ö 

 in ..... % der Befragten 

Lebensstilanpassung 
der Ausländer 

58 61 77 18 17 14 24 25 9 

Ausländer heim, bei 
knapper Arbeit 

24 40 44 19 21 22 57 41 33 

Keine politische Be-
tätigung für Ausländer 

35 37 42 18 19 22 48 44 35 

Ausländer sollen unter 
sich heiraten  18 28 24 13 16 28 70 56 47 

         
Quelle: ALLBUS 1996 eigene Berechnungen; eigene Erhebung 1998 für Österreich. 

Fasst man die Ergebnisse dieser Forderungen zusammen, dann ergibt 
sich eine Verteilung, die als Resultat der Überlagerung unterschiedli-
cher, teils sogar widersprüchlicher Einstellungsmuster verstanden wer-
den kann. Wir dürfen dabei eines voraussetzen: Gerade die Aussicht 
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auf eine mögliche erfolgreiche Integration der Migranten vermag Ab-
wehr auszulösen und Konkurrenzängste beim weniger erfolgreichen 
Teil der Bevölkerung hervorzurufen. Auch dies erklärt bei manchen den 
Wunsch nach Diskriminierung einer als unfair oder bedrohlich empfun-
denen Konkurrenz. In diesem Zusammenhang wird deutlich, dass es 
sich bei der Entstehung von Fremdenfeindlichkeit nicht nur um Vorur-
teile, sondern auch um den Ausdruck gesellschaftspolitischer Interes-
senkonflikte handelt (Holzer/Lebhart/Münz 1999). 

Abbildung 2: Ausländeranteil und fremdenfeindliche Straftaten 1997/98 in Deutschland 
nach Bundesländern 
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Anmerkung: Fremdenfeindliche Straftaten bezogen auf 100.000 inländische Personen. 
Quelle: Statistisches Bundesamt und Bundesministerium des Innern; eigene Berechnun-
gen.

In Zeiten erhöhter Arbeitslosigkeit geht es neben Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt auch um einen drohenden oder imaginierten Identitäts-
verlust. Dabei spielen Gefühle der Benachteiligung durch den Staat 
sowie in die Wahrnehmung fehlender Problemlösungskapazität von 
Politik eine Rolle. Neben eindeutig politisch motivierten Urteilen spie-
len sicherlich Proteste gegen fremde Konkurrenz eine wichtige Rolle. 
Schließlich geht es aber auch um die Möglichkeit, eigene Identität 
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durch Abgrenzung von den Fremden zu bestimmen. Und diese Suche 
nach der eigenen Identität kann zu einem Spektrum vielschichtiger 
fremdenfeindlicher Tendenzen führen. Die Orientierungskrise und Ver-
unsicherung haben letztlich zur Folge, dass die Angst vor dem „Frem-
den“ insbesondere in nahezu „ausländerfreien“ Regionen wächst und 
das Potenzial der Gewaltbereitschaft gegenüber der ausländischen Be-
völkerung und gegenüber Zuwanderern insgesamt zunimmt. Das lässt 
sich anhand von Deutschland besonders gut zeigen (Abb. 2). 

5. Ausblick 
In den meisten EU-Staaten ließ sich Anfang bis Ende der 1990er Jahre 
ein Anstieg von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit beobachten. Die 
Opfer waren und sind Ausländer und ethnische Minderheiten. Frem-
denfeindliche Tendenzen betreffen gegenwärtig nicht nur Gesellschaf-
ten, die seit Jahrzehnten mit Migration vertraut sind, sondern auch 
Länder, die erst seit Beginn der 90er Jahre mit Migration konfrontiert 
sind. Die letzten Jahre zeigten, dass Migration aus Ost- und Ostmittel-
europa sowie aus Nordafrika und der Türkei nicht völlig zu verhindern 
ist. Zum Teil beruht diese Migration auf humanitären Erwägungen, 
zum Teil auf unseren Grundwerten. Dies gilt für Asyl und Familien-
nachzug.  

Trotz Globalisierung und zunehmender europäischer Integration 
steht Migration seit Jahren im Zentrum der politischen Diskussion. Da-
bei wird das Ausländerthema im politischen Diskurs mit nationalen In-
teressenkonflikten und Bedrohungsszenarien in Verbindung gebracht. 
Diese doppelbödigen Botschaften aus dem rhetorischen Arsenal der 
rechtsorientierten Politik, die sich im politischen Diskurs der westli-
chen Demokratien eine unangreifbare Oberfläche geben und im Sub-
text an eine rechtsextreme Anhängerschaft gerichtet sind, streichen 
scheinbar Selbstverständliches heraus und implizieren damit, dass es 
eben auch ganz anders sein könnte. Zu Recht wird das in Demokratien 
als Drohung verstanden. 

In Zukunft wird es aus demographischen Gründen wieder eine 
Nachfrage nach qualifizierten Arbeitsmigranten geben. Europas Staaten 
werden dann sowohl untereinander als auch mit den USA in Konkur-
renz um attraktive Migranten treten. Fremdenfeindlichkeit und Auslän-
derablehnung wird dann zu einem gravierenden Standortnachteil. 
Denn jene, die wir in Zukunft anwerben wollen, werden sich aussu-
chen können, wo sie hingehen. Und sie werden dorthin migrieren, wo 
sie willkommen sind. 
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